
BAUWIRTSCHAFT 
UND BAURECHT

FINANZIERUNG»W OHNUNGSW IRTSCHAFT BS^iähr1931
BAUINDUSTRIE »BAUG EW ERBE 29. JULI

31RECH TSFRAG EN »RECH TSAU SKU N FTE
BEILAGE ZUR DEUTSCHEN BAUZEITUNG NR. 6 1 -62  D

H ERA U SG EB ER  •  R E G IE R U N G S B A U M E IS TE R  F R IT Z  EISELEN
ALLE R E C H T E  V O R B E H A L T E N  •  FÜR N IC H T  V E R L A N G T E  B E IT R Ä G E  K E IN E  G E W Ä H R  B E R LIN  S W  48

FINANZIERUNG  DER STADTRANDSIEDLUNG  
UND IHRE G EFAH REN

V O N  H A N S  W E R N E R  V . V O IG T S -R H E T Z

A n m e r k u n g  d e r  S c h r i f t l e i t u n g :  ln Eigengeld fehlte, so glaube ich, daß gerade zur heu-
Nr. 24/25 von „Banwirtschaft und Baurecht“ der D B Z  tigen Zeit sidi dieser Mangel in erhöhtem Maße be- 
auf S. 145/147 veröffentlichten wir einen Aufsatz von merkbar machen wird. Daß der Gedanke der Eigen- 
Reg.-Baumstr. a. D. Dr.-Ing. Ernst Runge, Berlin, über heimsiedlung als solcher unbedingt zu begrüßen ist, 
„Finanzierung der Stadtrandsiedlung“. Hierauf ist liegt auf der Hand. Andererseits m u ß  darauf hin- 
uns von Hans Werner v. Voigts-Rhetz eine Erwiderung gewiesen werden, daß nur unter ruhigen wirtsdiaft- 
zugegangen, die wir gleichzeitig mit einem Schlußwort liehen und politischen Verhältnissen eine gesunde 
von Dr. Runge nachstehend unseren Lesern zur Basis dafür gegeben ist.
Kenntnis bringen. Die in Aussicht genommenen Kapitalien zur Be­

siedlung der Randgebiete Groß-Berlins —  zu diesem
Unter dem Titel „Finanzierung der Stadtrand- Zwecke sollen dem Vernehmen nach von den vor- 

siedlung“ hat Herr Reg.-Baumstr. a. D. Dr.-Ing. Ernst handenen 16 Mill. nur 5 Mill. R M  verwandt werden —  
R u n g e ,  Berlin, in der „Deutschen Bauzeitung“ a m  halte ich in keinem Falle für ausreichend; denn ent- 
17. Juni d. J. sehr beachtliche Ausführungen gemacht, weder unterstützt m a n  die Bauten mit Hauszinssteuer- 
Ich möchte betonen, daß die nachfolgenden Zeilen mitteln in genügendem Umfange, damit die Aus- 
keineswegs der Kritik der Ausführungen von Herrn stattung der Räume usw. nicht unter einer zwangs- 
Dr. Runge dienen sollen, sondern vielmehr den Zweck weisen Einsparung des Eigenkapitals zu leiden hat 
haben, einerseits auf die Gefahren hinzuweisen, die oder m a n  schafft die Voraussetzungen dafür, daß die 
die von Herrn Dr. Runge vorgesehene Finanzierung Finanzierung durch den privaten Kapitalmarkt mög- 
in sich birgt, andererseits auf eine neue Finanzie- lieh ist. Die Finanzierung durch den privaten Kapital­
rungsmöglichkeit aufmerksam zu machen. markt ist auf alle Fälle abhängig von der Frage cler

Es ist durchaus zu begrüßen, wenn gerade von Ausstattung des Ganzen. Ich glaube kaum, daß sieh 
Regierungsseite aus erneut Bestrebungen im Gange Hypothekenbanken oder sonstige Kreditinstitute der 
sind, den sogenannten Stadtrandsiedlungen zu helfen, öffentlichen Hand bereit finden werden, Kapitalien 
Nur m u ß  von vornherein darauf hingewiesen werden, zur Verfügung zu stellen, wenn nicht die allgemein 
daß, wenn bei einer ausgesprochenen Eigenheim- übliche Wohnkultur beachtet wird.
Siedlung falsche Sparsamkeit geübt wird, sich binnen Ich würde d r i n g e n d  a b r a t e n ,  heute Sied­
kürzester Frist dieselben Schwierigkeiten ergeben lungen zu erstellen, die keine Entwässerung haben, 
dürften, wie bei dem Bau von Hauszinssteuerwoh- bei denen die Gasleitungen fehlen und die Siedler auf 
iiungern, nur mit dem Unterschiede, daß die falsche Klärgruben einfachster Art angewiesen sind. Der 
Sparsamkeit in diesem Falle eine noch größere Ge- Hinweis, daß Tausende deutscher Dörfer noch keine 
fahr zum einen für die Finanzierung, zum ändern für befestigten Straßen haben und trotz aller sonstigen 
den Bestand der Siedlungen mit sich bringt. Ich stehe Mängel die Menschen glücklich und gesünder leben 
auf dem Standpunkt, daß die falsche Sparsamkeit, wie als die Großstädter, ist m. E. nicht ausreichend. Zu 
sie sich insbesondere bezüglich cler Wohnkultur, mit beachten ist hier, daß ein im Dorfe geborener Ein- 
der die Häuser ausgestattet sein sollen, auswirkt, ein wohner bezüglich Wohnungs- und Lebenskultur viel 
Moment ist, dem m a n  die größte Beachtung schenken geringere Ansprüche stellt als ein G r o ß s t ä d t e r ;  
muß. Zugegebenermaßen läßt sich über diese Frage cienn gerade u m  diese handelt es sich ja wohl, 
genau so diskutieren, wie über die Frage, ob es In diesem Zusammenhang wird sich jedes Kredit-
zweckmäßiger sei, Kleinstwohnungen von 35 bis 40 qm Institut die Frage sofort vorlegen, was geschieht für 
Größe oder Durchschnittswohnungen von 68 bis 70 im den Fall der Übernahme cler Häuser in cler Zwan^s- 
zu bauen. Hier kann nur die Erfahrung zeigen, Versteigerung durch die betreffende Bank? Bei dieser 
welcher W e g  der richtige ist. Überlegung wird die Bank zu der Überzeugung kom-

Soviel steht aber fest, daß, wenn in Siedlungen men, daß, wenn sie schon eine derartige Siedlung be- 
nennenswerte Beträge investiert werden sollen, im leiht, dann nur unter der Voraussetzung, dalf die 
vorhinein alle Gefahrenmomente ausgeschaltet werden Siedlung bezüglich Wohnkultur gewissen Ansprüchen 
müssen. In diesem Zusammenhang soll m a n  auch un- genügt. W e n n  auch heute in Siedlerkreisen die Mei- 
bedingt auf die Erfahrungen der Boden- und Wob- nung vertreten ist, lieber schlecht gelebt im eigenen 
nungsreformer zurückgreifen. W e n n  die Eigenheim- Heim, als besser in einer Mietkaserne in der Groß­
siedlungen vernachlässigt worden sind, so ist die Ur- stadt, so wird das zweifellos nicht das letzte Wort 
sache in cler Geldknappheit zu suchen. Im Gegensatz sein. Nachdem der Siedler einmal längere Zeit außer- 
zu Herrn Dr.-Ing. Bunge meine ich, daß nur die halb der Großstadt gelebt hat und Jugendschönheit 
wenigsten Siedler heute in der Lage sind, einen Be- uncl -rausch vorbei sind, m u ß  damit gerechnet werden 
trag von 1000 bis 2000 R M  in den Bau eines Eigen- daß ihn eines Tages die Unbequemlichkeiten einer 
heims zu stecken. Dies u m  so mehr, als die wirt- primitiven Siedlung bedrücken. Ferner ist zu berück- 
sdiaftliche Lage jede Vorsicht gebietet, u m  gegebenen- sichtigen, daß im Krankheitsfalle und bei ähnlichen 
falls mit einem und wenn noch so kleinen Rückhalt an Gelegenheiten die Hygiene eine große Rolle spielt 
Spargeldern Zeiten der Erwerbslosigkeit oder sonstigen und infolgedessen nicht vernachlässigt werden darf 
unvorhergesehenen Ereignissen entgegentreten zu Aber wie schon eingangs erwähnt läßt sich über
können. W e n n  bisher zu diesen Siedlungen das nötige diese Fragen streiten, und sie sind nur zu streifen in



V e rb in d u n g  m it d e r  F i n ä i j z i e r u n g ,  u n d  K re d it-  
fü rch te , d a ß  H y p o th e k e n b a n k e n  u n d  s° n s l «  ¡ £ i e c  
in s t i tu te  zu  g le ich en  E rw ä g u n g e n  k o m m e n  w 
d ie sb ez ü g lic h e  F o r d e ru n g e n  a u is te i ie n .

Die Frage der Finanzierung selbst bereitet di 
größten Schwierigkeiten, und gegen den \\ ef”d . 
Herr Dr. Runge sieht, ist manches geltend zu machem 
Zunächst sehe ich keinen Grund dnfni, daß 
der Regierung auf die Hergabe von Haaszinssteue ̂  
mittcln"verzichtet wird. Vielmehr glaube ich, daß che 
hierfür berufenen Organisationen che Regierung 
allen Mitteln darauf hinweisen mussen dah gerad 
der Bau von Stadtrandsiedlungen d u r c h G  e w  a
r a n g  v o n  H a u s z i n s s t e u e r h y p o t h e k e n  so
stark wie möglich unterstützt wird. Fs muß noch­
mals betont werden, daß die Höhe der Hauszinssteuer­
hypotheken auf keinen Fall zu knapp bemessen sein
darf. . . t..i

W e n n  ich Herrn Dr. Runge nach seinen Ausfüh­
rungen richtig verstanden habe, so schlagt er vor, dal. 
die in Fortfall geratenden Hauszinssteuerdarlehen 
wenigstens teilweise durch Bürgschaftsubernahmen 
der öffentlichen Hand ersetzt werden. Es ist nur eine 
Frage in welchem Umfange eine Burgschaftsuber- 
n ah me zu erfolgen hat. Jedenfalls wird eine 20%ige 
Bürgschaft nicht ausreichen, denn die Finanzierung 
der restlichen 40 v. H. steht alsdann auf so schwachen 
Füßen, daß jedes Kreditinstitut mangels endgültig, 
nachgew iesener Restfinanzierung von einer Hergabe 
der 1. Hypothek Abstand nehmen wird. Eine 5 raSe> 
die ohnedies der Klärung bedarf, ist die Finanzierung 
von Reichs- oder Kommunalbürgschaften überhaupt, 
doch werden in Kürze diesbezügliche Klärungen zu 
erwarten sein. Deshalb unterstelle ich auch in der 
von mir vorgeschlagenen Finanzierung che Hergabe 
von Reichsbürgschaften, allerdings nicht für che 
Spanne von 40 bis 60 v. H. der Erstellungskosten, son­
dern für die Spanne von 40 bis 80 v. H. Z u m  besseren 
Verständnis der sich hieran anschließenden Ausfüh­
rungen möchte ich kurz die Finanzierung autsteiien, 
v on der Herr Dr. Runge ausgeht. Gedacht ist hierbei an 
einen Gesamterstellungspreis je Haus von 10 000 RM:

An I S te lle  w ürden  dem nach steh en  rund . . 4 000 RM
an II. S t e l l e ...............................................................................2 ?°° ™
alsdann  das R estk au fgeld  v o n  1 ^00 RM
fern er d ie  restlichen  B aukosten  v o n ......................  1 500 KM
und a ls dann das E igen k ap ita l v o n   1 000 RM

Zusam m en 10 000 RM

Daß ein Grundstücksverkäufer auf die Dauer von 
zehn Jahren gegen eine gleichmäßige jährliche Til­
gung von 10 v. H. das g e s a m t e  Kaufgeld stehen 
läßt möchte ich bezweifeln. W e n n  der Grundstücks­
cerkäufer das wollte, so brauchte er überhaupt nicht 
zu verkaufen, sondern würde die ganze Siedlung in 
eigener Regie aufziehen. Die Restbaukosten von 
1500 R M  kann m. E. eine Baufirma niemals stehen 
lassen, denn erstens würden zum Bau derartiger Sied­
lungen kleinere und mittlere Firmen in den Außen­
bezirken der Städte in Frage k o m m e n  —  denen 
keineswegs immer soviel Eigenkapital zur Verfügung 
steht, da es sich u m  10 bis 15 v. H. der Baukosten 
handelt — , und zweitens ist zu berücksichtigen, daß 
schließlich nicht ein Haus, sondern jeweils g a n z e  
S i e d l u n g e n  erstellt werden sollen. Zudem ist die 
dingliche Sicherung nach 60 v. H. der Baukosten und 
dem Restkaufgeld sehr problematisch. Auf die Mit­
wirkung von B a u s p a r k a s s e n  wird man wahr­
scheinlich auch v e r z i c h t e n  m ü s s e n ,  da die Vor­
aussetzungen hierzu kaum gegeben sind. W e n n  eine 
Bausparkasse sich aktiv an einer solchen Finanzierung 
beteiligen will, so muß sie sich verpflichten, die Aus­
zahlung der Hypothek zu einem bestimmten Termin 
vorzunehmen. Nach den heutigen Erfahrungen wird 
jede Bausparkasse dieses Risiko nach Möglichkeit 
nicht auf sich nehmen, es sei denn, daß ein erheb­
licher Betrag —  wahrscheinlich 30 bis 35 v. IT. —  im 
vorhinein eingezahlt wird; eine solche Einzahlung ist 
der Baufirma nicht zuzumuten. Ferner sind die durch 
diese Art der Finanzierung hervorgerufenen Jahres­
lasten zu berücksichtigen. D a  in den Baukosten die 
Finanzierungskosten nicht berücksichtigt sind, so muß

ich hier auf die Effektivverzinsung der Hypotheken
zurückgreifen.

Die folgende Berechnung bezüglich der Hypo­
thekenzinsen und der Tilgungen ist abgestellt auf die 
Dauer von zehn Jahren:

Rpi sVo v  H Z in sen  p. a. und e in e r  A u szah lu n g  von  95 v . H.
_  zu so lch en 'S ä tzen  w ird  m an d as G eld  h eu te  noch bek om m en  -  

n-iht sich e in e  E f f e k t i w  er z in su n g  von  e tw a  9,6 v. H.
Für den T eil der über K om m unal- od er R eiciisbürgschaft läu ft, 

w i r d  m an nur m it e in em  A u sza h lu n g sk u rs von  91 v. H. rechnen  
k n n e n  s o  daO d ie  E ffek tiv v e rz in su n g  10 4 v. H. b etrügt.
Zu b eid en  P osten  tr itt a lsd an n  e in e  jäh rlich e T ilgu n g  

vnn t V  H so daß sich h ier a u s  e in e  jäh rlich e G e -
“ n t b e l ä s t U B g  erg ib t von  652 ™

H inzu kom m en für das R estk a u fg e ld  8 v. H. Z insen  und
10 v. H. T ilgu n g  =  jäh rlich  . . . . . . . .  210 RM

fern er je  10 v. H. Z insen  und T ilg u n g  der restlich en
R m ikosten  =  j ä h r l i c h . ....................................................................

d ie  V erzin su n g  d es  E ig e n k a p ita ls  v on  8 v H . . . . . SO RM
und d ie  üblichen  V erw a ltu n g sk o sten  von  1% v. H. der

B au k osten  =  je  J a h r ........................................................ . • ■ 150 RM

SO daß fü r den  S ied le r  sich h iera u s e in e  jäh rlich e _ ^
Z ahlung von  .........................................................* • • * ’ 1 51c . .

o d e r  j e  M o n a t  v o n  r u n d  110 R M

ergib t.

Diese S u m m e  halte ich für unbedingt zu hoch; 
denn es wird nicht allein bei diesen 110 R M  ver­
bleiben, da durch den Bau und Umzug noch Verpflich­
tungen eingegangen werden müssen, die bestimmt 
nicht mit einem Male, sondern in den ersten Jahren 
getilgt werden.

Ich würde dagegen zunächst Folgendes Vor­
schlägen: Sämtliche Städte haben mehr oder w eniger 
umfangreichen Grundbesitz in ihren Außenbezirken. 
Dieser Grundbesitz könnte insofern kapitalisiert wer­
den als er den Siedlern i m  E r b b a u r e c h t  über­
lassen wird. Somit bleibt der Stadt der Grund und 
Boden erhalten und, abgesehen von der Aussicht evtl. 
Wertsteigerungen des Grund und Bodens, wird durch 
die Erbbauhergabe eine Verzinsung der in den Grund­
stücken investierten Kapitalien erreicht. I ernci sollte 
die Bürgschaftsübernahme zu 80 v. H. der Gesamt- 
kosten erfolgen, d. h. etwa im Rahmen der normaler- 
weise fließenden Hauszinssteuerhypotheken. Zusätz­
lich dieser Bürgschaften müßten Zinszuschüsse von 
350 R M  je Jahr und Haus geleistet werden. Es er­
scheint zweckmäßig, daß aus dem jährlichen Uaus- 
zinssteueraufkommen hierfür Beträge zurückgehalten 
und fest angelegt werden, so daß diese Beträge er­
schöpft sind, nachdem zumindest die II. Hypothek und 
auch ein Teil der 1. Hypothek an den Darlehnsgeber 
getilgt sind.

Somit hat der Grundstückseigentümer an Eigen­
kapital nur noch 500 R M  aufzubringen, einen Betrag, 
der auch unter Berücksichtigung der heutigen Verhält­
nisse im Rahmen der Möglichkeit liegt und evtl. zu­
mindest entweder von Bekannten oder Verwandten
zu beschaffen ist oder von der Dienststelle des
Siedlers bzw. der bauausführenden Firma aufgebracht 
werden kann. In der Lastenrechnung würde sich das 
Bild danach wie folgt verändern;
D ie I. H yp oth ek  b ei e in e r  E ffek tiv v e r z in su n g  von

10,6 v. H. k o s t e t   424 RM
die II. H y p o th ek  b e i e in er  E ffek tiv v e rz in su n g  von

11,4 v. H. k o s t e t   456 RM
E rb b au zin s 5 v. H ......................................................................................  ’ 5 RM
V erzin su n g  d es E ig e n k a p ita ls  8 v . H ..........................................  40 RM
1% v . H. der E rste llu n g sk o lten  a ls  V erw a ltu n g sk o sten  ■ 150 RM

ergib t e in e  Jnhreslast v o n .................................................................... 1 145 RM

Es ist zu beachten, daß selbst ohne jeglichen Zu­
schuß von Reich, Staat oder Stadt die Jahreslast u m  
e t w a  175 R  M  g e r i n g e r  ist w7ie bei der ersten 
Finanzierung. Werden nun von diesen 1145 R M  noch 
350 R M  Zinszuschuß gekürzt, so ergibt sich eine jähr­
liche Last von 795 R M  oder 67 R M  je M o n a t ,  
welcher Betrag von den Siedlern zweifellos auf­
gebracht werden kann.

Auf diese Weise sind für die Kreditinstitute die 
Gefahren einer Beleihung auf ein Minimum be­
schränkt; denn es bürgt für den größten Teil der Bau­
kosten die ö f f e n t l i c h e  H a n d ,  und außerdem ist 
Lir den niinktlichen Zinseiweansr insofern eine erheb­
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liehe Sicherheit geboten, als die Zinszuschüsse von 
jährlich 350 R M  unmittelbar an den Darlehnsgeber 
gezahlt werden, so daß eine evtl. in Frage kommende 
Z w a n g s v e r s t e i g e r u n g  wegen nicht Inne­
haltung der Zinsleistung s ta rk  v e r m i e d e n  ist.

Es wird noch mancher Mühen bedürfen, u m  die 
Behörden zu bewegen, in verstärktem Maße die Stadt­
randsiedlung zu unterstützen, a m  allermeisten, wenn 
es sich darum handelt, daß diese Bauten behördlicher­
seits in größerem Umfange in geeigneter Form be­
dacht werden sollen. Andererseits ist dem gegenüber­
zuhalten, daß, wenn überhaupt neue und lebensfähige 
Stadtrandsiedlungen zur Erstellung komm e n  sollen, 
dies nur zweckmäßig ist, wenn bezüglich der Finan­
zierung die größte Sicherheit geboten ist. Der ein­
zelne Siedler dürfte in Anbetracht der heutigen wirt­
schaftlichen Verhältnisse nicht die erforderlichen 
eigenen Mittel haben; andererseits ist zu berück­
sichtigen, daß keine erhöhten finanziellen Leistungen
von Reich, Staat oder K o m m u n e  erforderlich sind. —

*

Herr Reg.-Baumstr. a. D. Dr.-Ing. Ernst R u n g e ,  
den wir u m  eine kurze Rückäußerung gebeten haben, 
bemerkt abschließend folgendes:

W e n n  ich in meinem Aufsatz die Frage der Finan­
zierung der Stadtrandsiedlung behandelt habe, so ge­
schah das in der Absicht, das Problem überhaupt an­
zuschneiden. Es ist außerordentlich erfreulich, daß es 
gerade von einem Bankfachmann aufgegriffen und er­
örtert wird. Zur sachlichen Klärung darf ich auf die 
mehr technischen Ausführungen des Herrn Hans 
Werner von Voigts-Rhetz folgendes erwidern:

W e n n  ich in meinem Finanzierungsplan an­
genommen habe, daß es heute zahlreiche Siedler gibt, 
die über ein Eigenkapital von 1000 bis 2000 R M  ver­
fügen, so geschah das aus meiner Erfahrung heraus, 
die ich auf meinen Siedlungen habe sammeln können. 
Ein erheblicher Prozentsatz der Parzellenkäufer auf 
diesen Siedlungen hat binnen wenigen Monaten die 
gesamte Kaufsumme für eine Parzelle aufgebracht. 
E i n  g r o ß e r  Teil hat die P a r z e l l e n  s o g a r  
b a r  bezahlt. Die Befürchtungen des Herrn von 
Voigts-Rhetz sind daher nach meinen Erfahrungen 
nicht so schwer zu nehmen.

W a s  die Frage der technischen Ausgestaltung der 
Siedlungshäuser anbetrifft, so kann man nicht ohne 
weiteres städtische Verhältnisse auf die Stadtrand­
siedlungen übertragen. Auch hier beweist die Praxis, 
daß die Siedler zum mindesten in den ersten Jahren 
in ihren Forderungen auf hygienische Einrichtungen 
außerordentlich bescheiden sind. In den wenigsten 
Siedlungen sind Gasleitungen vorhanden. Sie sind 
dort auch nicht nötig, da die Siedler fast ausnahmslos 
auf K o h l e n ö f e n  kochen. Auch eine S c h m u t z ­
w a s s e r e n t w ä s s e r u n g  ist völlig unnötig. 
Ich erinuere daran, daß in gut bürgerlichen Sied­
lungen, wie beispielsweise in F r o h n a u ,  keine 
Schmutzwasserbeseitigung vorhanden ist. Auch hier 
werden Klärgruben angelegt. Selbstverständlich

kommt es immer auf den Grundwasserstand an. In 
Siedlungen, wo der Grundwasserstand sehr hoch ist, 
wird eine Schmutzwasserbeseitigung durch Klärgruben 
bedenklich sein können.

Idi stimme mit Herrn von 'Voigts-Rhetz damit 
überein, daß m a n  die Möglichkeit schaffen muß, u m  
Anbauten oder Einbauten hygienischer Einrichtungen 
für später vorzusehen.

In den ersten Jahren, wo der Siedler sowieso 
finanziell stark überlastet ist, erscheint eine Über­
tragung der städtischen Verhältnisse auf die Stadt­
randsiedlung zu weitgehend.

Was die Frage der H a u s z i n s s t e u e r h y p o ­
t h e k e n  anbetrifft, so ging ich von der Überlegung 
aus, daß die für den Wohnungsbau zur Verfügung 
stehenden Hauszinssteuermittel von Jahr zu Jahr 
geringer werden. Das ist ja gerade die Absicht der 
lteichsregierung, d e n  W o h n u n g s b a u  l a n g s a m  
v o n  d e r  S u b v e n t i o n i e r u n g  f r e i z u ­
m a c h e n  und ihn ganz auf die p r i v a t e  Finan­
zierung zu stellen. Wir werden uns damit abfinden 
müssen.

W e n n  Herr von Voigts-Rhetz bezweifelt, daß ein 
Grundstücksverkäufer nicht auf eine auf zehn Jahre 
ausgedehnte Amortisation des Kaufgeldes eingeht, so 
weise ich darauf hin, daß bereits jetzt in zahlreichen 
großen Siedlungen in der Umgebung von Groß-Berlin 
eine fünf- bis achtjährige Tilgungsdauer ausgeübt 
wird. Zu einer Erhöhung der Tilgungsdauer auf 
zehn Jahre wird insbesondere bei der schlechten K o n ­
junktur jeder Grundstücksverkäufer bereit sein.

Audi der Zweifel, daß es Baufirmen geben könnte, 
die bereit sind, Restbaukosten von etwa 1500 R M  
stehen und amortisieren zu lassen, erscheint mir nicht 
allgemein gültig zu sein. Es gibt bereits große Bau­
firmen, die sich mit diesem Problem befassen und diu 
grundsätzlich bereit sind, Bauten auf dieser Basis zu 
finanzieren.

W a s  die B ü r g s c h a f t s ü b e r n a h m e  an­
betrifft, so darf ich abschließend noch folgendes aus­
führen:

In meinem Finanzierungsplan hatte ich voraus­
gesetzt, daß eine I. Hypothek in Höhe von 60 v. H. 
der Gesamtkosten hergegeben wird und daß die 
öffentliche Hand die Bürgschaft für den 40 v. H. über­
steigenden Betrag der I. Hypothek übernimmt, ich 
möchte bezweifeln, daß die öffentliche Hand die Bürg­
schaft bis zu 80 v. H. der Gesamtkosten übernehmen 
wird. Wünschenswert allerdings wäre es; und wenn 
die öffentliche Hand sich dazu bereit finden könnte, 
für I. Hypotheken bis zur Höhe von 80 v. H. die Bürg­
schaft zu übernehmen, dann wäre d e m  Gedanken der 
Schaffung von Stadtrandsiedlungen noch mehr gedient.

Ich ging lediglich von dem Gedanken aus, daß 
bereits heute Hypothekenbanken bereit sind, I. H ypo­
theken bis zur Höhe von 60 v. H. der Gesamtkosten 
zu geben unter der Voraussetzung, daß die öffentli he 
Hand dafür bürge. Ich möchte bezweifeln, daß H ypo­
theken über diesen Satz noch hinausgehen werden. —
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DIE LA N D ESPLA N U N G  IN DER BAU G ESETZG EBU N G
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V O N  O B E R B A U R A T  L U T H A R D T , G ER A

Abgesehen von dem Sondergesetz vom 5. Mai 1920 
für den „Siedlungsverband des Ruhrkohlenverbandes“ 
sind die Fragen der Landesplanung und die der 
zwischengemeindlichen Regelung noch in keinem 
Lande irgendwie gesetzlich festgelegt. Der Entwurf 
zum R e i c h s b a u l a n d g e s e t z  berührt zwar ein­
zelne Fragen aus d e m  weiten Arbeitsgebiet der 
Landesplanung, ohne jedoch genauere Feststellungen 
zu treffen. In den Entwürfen für das Städtebaugesetz 
der verschiedenen Länder sind entsprechende Be­
stimmungen über die Landesplanung enthalten. 
Leider haben diese Gesetzentwürfe heute ebensowenig 
Aussicht auf baldige Durchführung, wie das von allen 
Städtebauern und Kommunalpolitikern seit langer 
Zeit geforderte R e i c h s s t ä d t e b a u g e s e t z .

Es ist deshalb als ein erfreulicher Fortschritt zu 
bezeichnen, daß das Land Thüringen auf Grund des

Ermädrtigungsgesetzes im September vorigen Jahres 
ein neuzeitliches Städtebaugesetz erlassen und hier­
bei die zwischengemeindliche Regelung und damit 
auch die Landesplanung berücksichtigt hat.

In diesem als L a n d e s b a u o r d n u n g  für 
T h ü r i n g e n  v o m  2. September 1930 bezeichneten 
Gesetz wird die z w i s c h e n g e m e i n d l i c h e  
R e g e l u n g  in § 37 wie folgt berücksichtigt:

I. K ann e in  B eb au u n gsp lan  o h n e  H in zu n ah m e od er  o h n e  
B erücksichtigung e in e s  b e n a c h b a r t e n  G e m e i n d e ­
g e b i e t e s  nicht sachgem äß a u fg e s te ll t  w erd en , so k a n n  d as  
M inisteriu m  d ie  b e te i lig te n  G em ein d en , w en n  s ie  n icht zu e in e r  
E in igu n g  k om m en , zur A u fste llu n g  im  E in k la n g  s teh en d e r  B e­
b au u n gsp län e  an h a lten .

II. D as M in isteriu m  k an n  in e in em  so lch en  F a lle  auch ver­
fü gen , daß d ie  b e te i l ig te n  G em ein d en  e in e n  g e m e i n s a m e n  
B e b a u u n g s p l a n  a u fs te lle n . D a n n  le it e t  in  d er R e g e l d er  
G em ein d evorstan d  der an E in w o h n erza h l g röß ten  b e te i l ig te n  G e-
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w ein d e das V erfahren und s te llt  den P lan  auf. D as M inisteriu m  
kann aber je  nach Lage d es F a lles  auch ver fü gen , daß e in  an d erer  
G em eindevorstand der b ete ilig ten  G em einden  das V erfah ren  le ite t  
und den P lan  au fste llt.

III. D ie übrigen  b e te ilig ten  G em einden  (G em ein d evorstan d  
und G em einderat) sind in  jed em  F a lle  zu hören .

IV. Eine E in igu n g über d ie  V e r t e i l u n g  d e r  K o s t e n  
b leib t den b ete ilig ten  G em einden V orbehalten . Kom m t e in e  
E inigung nicht zu stand e, so w ird auf K lage im V erw a ltu n g sstre it­
verfahren  entschieden.

V. Über S treitigk eiten  unter den b e te ilig ten  G em einden  h in ­
sichtlich des V erfahrens b ei der P lan au fste llu n g  en tsch eid et das 
M inisterium  en d gültig .

Die Frage der E n t s c h ä d i g u n g  für die 
Grundstückseigentümer und die Übernahmepflicht 
seitens der Gemeinden für Verkehrs- und Grün­
flächen sind in einem besonderen Abschnitt dieses 
Gesetzes geregelt. Es soll hierauf jetzt nicht näher 
eingegangen werden.

Aus der zwischengemeindlichen Regelung ent­
wickelt sich sodann die Aufgabe, F l ä c h e n a u f ­
t e i l u n g s p l ä n e  für g a n z e  L a n d k r e i s e  und 
gegebenenfalls a u c h  für m e h r e r e  L a n d ­
krei s e  aufzustellen. In § 38 heißt es:

I. D er Landrat ein es L an d kreises kann F l ä c h  e n a u f -  
t e i l u n g s p l ä n e  f ü r  d e n  g a n z e n  K r e i s  oder K reis­
te ile  a u fste llen , sofern für e in e  über ein  G em ein d egeb ie t h in au s­
geh en d e R egelung ein  u nab w eisb ares B ed ü rfn is v o r lieg t, in s ­
besond ere d ie I n d u s t r i e  sich über das G em ein d egeb ie t h in ­
aus en tw ickelt oder der V e r k e h r  zu einem  H in ü b ergreifen  
ü b e r  d i e  G r e n z e  e i n e s  G e m e i n d e b e z i r k e s  n ötigt. 
D er Beschluß des Landrats kann von den b e te ilig ten  G em einden  
m it Einspruch angefochten w erden. D as M inisterium  en tsch eid et 
en d gültig .

II. D as M inisterium  kann d ie A u fste llu n g  e in es  F l ä c h e n ­
a u f t e i l u n g  s p 1 a n e s im F a lle  des A bsatz I anordnen. Es 
kann, w enn d ie V orau ssetzun gen  des A bs. I f ü r  m e h r e r e  
K r e i s e  zu treffen , d ie g e m e i n s a m e  A u f s t e l l u n g  a n ­
o r d n e n .

D as gleiche g ilt für d ie Ä nderung e in es  b esteh en d en  F lächen­
au fte ilu n gsp lan es. D as M inisterium  kann A nordnungen  für d ie

¿lidien I lächenauf-

die Fragen der L a n d e s p l a n u n g  
; r f a ß t und g e s e t z l i c h  ge-

e in h e itlic h e  G esta ltu n g  e in e s  z w is d ic o S ciae^11 
te ilu n g sp la n e s  tre ffe n . .. 0 2sp lä n e  f in d e n  ent-

III. D ie  V orschriften  ü b er F läch en auffci L es L a n d k r e ise s  den 
sp rech en d e A n w en d u n g . W enn d er Land1"» G em ein d evorstan des

n a u fs te llt , n im m t d ie  O b l i e g e n h e i t e n  aJ e r  K reiSrat. D ie  be- 
d er L andrat w ahr d ie  d es  G e m e i n d e r a * «  ̂  G em ein d era t) sin()
tre ffe n d en  G em ein d en  ( G e m e i n d e v o r s t a n d  K r e i s e  b e -

t e  n Z  t  i  r  ‘r e :'- S i£  I ta d tv o r s ta n d  d es  der E i lt e i l i g t ,  so h at der L an d rat oder  -a . , ,
w oh n erzah l größ ten  K r e ises  in  der ,  I v  y
fah ren s und s te ll t  d en  P lan  auf. 5 57 finden
s in n gem äß e A n w en d u n g .

IV. D i e  E l ä c h e n a u f t e i l n 11^ ^  P e  e i n e s  L a n d ­
k r e i s e s  s i n d  f ü r  d i e  G e m e ' D d e n  b i n d e n d .  Flucht­
lin ien p lä n e  d e r je n ig e n  G em ein d en , fü r w elch e der L andrat des 
L an d k re ises  F lä ch en a u fte ilu n g sp lä n e  a u fg e s te ll t  h at, m üssen , so­
w eit  s ie  m it dem  F lü ch en a u fte ilu n g sp la n  n icht im  E in k lan g  stehen, 
im v o rgesch rieb en en  V erfah ren  a lsb a ld  en tsp rech en d  geändert 
w erd en .

Hiermit sind
u m f a s s e n d  e r i n n i  uuu g c a c u u c i i  ffc* 
regelt. Für die Änderung, Ergänzung oder Auf­
hebung solcher zwisdiengemeindlicher Bebauungs­
pläne sind gleichfalls entsprechende Vorschriften er­
lassen. Das neue Thür. Baugesetz ist zwar als besitz- 
lreundlich zu bezeichnen. Es sind jedoch dem er­
fahrenen Städtebauer und Landesplaner ebenso wie 
den Kommunalverwaltungen Mittel an die Hand ge­
geben, u m  Auswüchse in bezug auf Entschädigungen 
und überstarke finanzielle Belastung der Gemeinden 
und Landkreise zu verhindern. Jedenfalls ist die 
Frage der Durchführung der Landesplanung durch 
das Gesetz wesentlich vorwärtsgeschritten, und die 
ganzen Arbeiten, welche bisher in den meisten Fällen 
auf schwanker gesetzlicher Grundlage stehen, sind in 
der Durchführung gesichert. Der Landesplanung 
folgen Flädienaufteilungspläne für die Landkreise 
und den Flächenaufteilungsplänen der Landkreise 
dann die Bebauungspläne der einzelnen Städte und 
Orte. —

RECHTSAUSKÜNFTE
Arch. W. & H. in B. ( H o n o r ar fr ag en .)

T atbestand  und F ragen . D ie  A rch itek ten  haben  1924/1925 für 
( in  G rundstück, das in v ier  E in ze lgru n d stü ck e a u fg e te ilt  w urde; d ie  
B au p olize ivorlagen  für v ier  W ohn- und G esch äftsh äu ser  m it e in er  
gesch ätzten  Bausum m e von  241 000 RM gefer tig t. F ern er is t für 
d en selb en  Bauherrn  ein  V oren tw urf fü r  d ie  B eb au u ng e in e s  
G rundstücke m it Um bau e in es  an sch ließ en d en  H au ses g e fer tig t, 
K osten sch ätzu ng 1 400 000 RM; sch ließ lich  sin d  d ie  B au p o lize ip lä n e  
für e in en  Saalanbau  m it 17 000 RM K osten  b ed eu ten d . In a llen  
drei F ä llen  w urde a ls  G ebühr 1,5 v. H. d er B ausum m e in  A nsatz  
geb racht. Von den  errech n eten  4571 RM h at der A u ftraggeb er  
1300 RM gezah lt und v er w e ig er t d ie  R estzah lu n g . B ei dem  
i .  Bau hat der A u ftraggeb er d ie  b a u p o lize ilic h e  G enehm igun g  
e in geh o lt, aber v er fa llen  la ssen , im  2. F a lle  is t  d ie  S ach e  ü b er­
haupt n icht über den V oren tw urf h in au sgek om m en , im  3. F a lle  
s o llte  durch d ie b a u p o lize ilic h e  G enehm igun g  nur d ie  F rage  
g ek lär t w erd en . D ie  H on orarrech n u ng ist er st j e tz t  e in ­
gere ich t, w e il noch m it der A usfü h ru ng  d es 1. P la n es  g er ech n e t  
w urde.

Kann d ie  B ezahlun g  w egen  V erjäh ru n g  od er au s so n stig en  
G ründen a b ge leh n t w erden? (D er A uftrag  is t  m ü n d lich  e r te ilt ,  
o h n e V erein barun g der G ebühr. B ei der A b sch la g sza h lu n g  frag te  
der A u ftraggeb er nach der H öhe der G ebühr, der A rch itek t hat 
aber nur gean tw ortet, daß er e in e  fe s te  Sum m e noch  n icht a n ­
geb en  k önn e, aber jed en fa lls  n ich t zu v ie l  v er la n g en  w erd e.)

A ntw ort. 1. D ie  von  Ihnen  b erech n eten  H on orare h a lten  sich  
d urch w eg unter den S ätzen  der G ebü h ren ord n u ng. D a  d ie  
L iq u id ieru ng  nach der GO. n ich t au sd rü ck lich  v er e in b a r t is t , 
is t  es zw e ife lh a ft, ob d ie S ä tze  der G ebü h ren ord n u ng  a ls  „ ü b ­
lich e  V ergütung"  zu g eb illig t  w erd en  w ürden .

2. W enn d ie  E in red e der V erjäh ru n g  erh ob en  w ird , hängt 
d ie  E n tsche id u ng  davon  ab, ob das G erich t d ie  Ilm en  ü b er­
tragen en  L eistu n gen  a ls  e inen  D ien s tv er ira g  od er a ls  W erk vertrag  
a n sieh t. W ird ersteres  an gen om m en  — u nd d ie se  A n sich t ist
in  der Judikatur sehr v e r b r e ite t — , so h a n d elt es sich  um e in e  
F orderu ng  „ d erer , w e lc h e  d ie L eistu n gen  von  D ien sten  g ew erb s­
m äßig b etreib en "  und v er jä h r t der A nsp ru ch  nach  § 196 Z iff 7 
BGB. in  2 Jahren se it  dem  S ch lü sse  d es Jahres der E n tstehu n g
Wird ein  W erk vertrag  angen om m en  (vgl. RG. Bd. 63 S 3ia
Bd. 81, S. 8, Bd. 86, S. 78, Z eile  13), so g ilt  d ie  30 jäh rige  V er­
jäh ru n g , so fern  e s  sich  n ich t um A n sp rü ch e von  K au fleuten
H an d w erk ern  und K u n stgew erb etre ib en d en “ (§ 196 Ziff 1 BGB ) 
h and elt. ' '

3. Es w ird  n eu erd in gs in  der R ech tsprech u ng  b ei E rhebung  
' on A nsp rü ch en  nach län gerem  Z eitab lau f v ie lfa ch  m it dem  B e­

g r iff  der , , \  e r w irk u n g  o p er ier t u nd  w er d e n  Förderungen für 
n erw irk t er k lä rt, w en n  d ie  G e lten d m a ch u n g  derart spät erfolgt, 
daß d er S ch u ld n er d ie  A n g e le g e n h e it  lä n g s t  als erledigt be­
trach ten  d u rfte  und sich  w ir tsc h a ft lic h  n ich t m ehr auf die Be­
g le ich u n g  d er S ch u ld  e in z u s te l le n  b ra u ch te . Es ist möglich, daß 
ein  so lch er  F a ll h ier  fü r  v o r lie g e n d  g e h a lte n  w ird , da Sie seit 
Mai 1925 n ich t m eh r au f Ih re  v e r m e in tlic h e n  Restforderungen 
zu rü ck gek om m en  s in d . J ed en fa lls  m ü ß te  a b er  der Beklagte zu­
n äch st d ie  n äh eren  b m stä n d e  d a r le g en , a u s  d enen  er die An­
g e le g e n h e it  fü r e r le d ig t  h a lten  d u r fte . W enn das von Ihnen 
g e sc h ild e r te  G esp räch  h e i d er Z ah lu n g  vom  f. Mai 1925 be­
w ie sen  w erd en  k ö n n te , au s  w e lc h e m  h e r v o r g e h t, daß der Bauherr 
aut w e ite r e  F o rd eru n g en  h in g e w ie se n  w o rd en  is t . so würde sich 
d arau s zu Ihren  G u n sten  e r g e b e n , daß er  Ih re  T ätigkeit durch 
Z ah lu n g  d er 1300 RM n ich t für a b g e g o lte n  h a lten  konnte. -  

R ech tsa n w a lt D r . P a u l G 1 a s s , Berlin.

Arch. BDA Sch. & H. in B. ( S c h a d e n s e r s a t z -  
A n s p r ü c h e  t ü r  B e s c h ä d i g u n g e n  am 
G r u n d s t ü c k  d u r c h  d e n  N a c h b a  r.)
Str.,i)atb eS !i'nd ,m dr j rn gc- A n e in <?ni G run d stü ck  führt eine
i  L  r ;™  aniV . UU ? ertin . G run d stü ck  a b g ew en d eter  Seite
d ie  F i ,; i,‘;U r S e  en ; * e in em  Sturm  ab gek n ick t w urden und
E il ,H O , . H n T g s te S nG 7 ndstU cks ^ s t ö r t e n  I s , d ie  Stadt als 
L ig en tu m er in  d er S traß e fü r d en  Schaden h aftbar?

geseh en "  ° \n n  Hl ,1 z ’v d r e ,drdiche S d ia d en se rsa tz p flich t is t (ab- 
vom  G eschäd igten  ”1* H  Vsn a ,lm efü h en ) g ru n d sä tz lich  an den”” v«„d..,dr  ü.,.
auf se ite n  d es ( „ L m -  i” P” ; '-in  so lch es V ersch u ld en  wird 
P r iv a tp erso n  oder e i n (Bl ®.l c hSül t i g,  ob  e s  eine  
w en n  durch den  E in stu rz  e iu e s  G eK h ri J er b a n d  ^ t )  verm utet, 
e in em  G rundstück  v erb u n d en en  W e r t  o d er  e in e s  an d eren , mit 
von  T eilen  d es G ebäu d es od er d i s W  * t  d ie  A b lösu “B
V erletzung od er S a c lih c se h u d in n n l e r k e « « n e  T ötu n g , Körper-
G run d stü ck seigen tü m er e r s a t z p n 4 t l eru rs w >rd; h ier  is t der
n ach w eisen  k ann , daß er zum 7 j  ,w e n n  e r  n l c h t  se in erse its  
d ie  1111 V erk eh r er ford erlich e S n r ' f 'n  u A b '” e n d u n g  d er Gefahr 
a rtig e , „ m it dem  G rundstück v-n I 1 beobacU ‘et >«at. A ls  der- 
nur „nach g ew issen  R egeln  d e / K n  j  W<jr k e " w e r d ö “ aber 
g e s te l lte  G eg en stä n d e“ an a l*i °d e r  d er  E rfah ru n g  lier-
(R G .F. Bd. 60, s .  138). fe tseh en ' m c,d  d a g eg en  n a tü r lich e  Bäume 

D a in  dem  vorlieirenrlen pr.ii , r
das U m knicken bzw . E n tw u r z ln  n eiIJ  ̂S c h u l d e n  an  d em  durdi 
dein G ru n d stü ck seigen tü m er i CF üum e a n fferich teten  Schaden  
m ehr offensichtlich  h öhere C ew Ü n n a * zu 'v e isen  se in  w ir d  (v iel-  
anspruch nicht. R e d i ^ w - W  n ‘H 0 , 1*° bcS‘eh t e in  ^ s a t z -

n ecu tsa n w a lt D r. P au l G 1 a  s s , B er lin .
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